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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

31.03.2009 

Geschäftszahl 

2007/06/0235 

Rechtssatz 

Dem Begriff der Einwendung ist die Behauptung einer Verletzung mit Bezug auf ein bestimmtes Recht 
immanent, d.h. die Geltendmachung der Verletzung eines subjektiven Rechtes. Eine Einwendung im 
Rechtssinne liegt also nur vor, wenn das Vorbringen eine Behauptung der Verletzung eines subjektiven Rechtes 
durch das den Gegenstand des Bewilligungsverfahrens bildende Vorhaben zum Inhalt hat. Es muss gefordert 
werden, dass wenigstens erkennbar ist, aus welchen Gründen sich der Nachbar gegen das Bauvorhaben des 
Bauwerbers wendet, welche Rechtsverletzung behauptet wird (vgl. das hg. Erkenntnis vom 16. Dezember 1997, 
Zl. 97/05/0261). 


